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Streit umMaterialkosten entbrannt
Gesundheit Pflegeheime und Krankenkassen sind sich uneinig darüber, wer für Material wie Verbände oder Gazen

aufkommt. Nun hat das Bundesverwaltungsgericht einen Entscheid gefällt, der auch Politiker auf den Plan ruft.

MartinaOdermatt
martina.odermatt@luzernerzeitung.ch

Luzerner Pflegeheime müssen
aktuell tief in die Tasche greifen.
Sie können Verbrauchsmaterial
wie etwa Inkontinenzmaterial,
Verbandsmaterial oder soge-
nannte Produkte der MiGeL
(Mittel- und Gegenstandsliste)
nicht mehr über die Kranken-
kassen abrechnen.

Hintergrund ist die Über-
arbeitung des nationalen Kran-
kenversicherungsgesetzes (KVG).
Dieses wurde 2011 revidiert. Um
einen Prämienanstieg bei den
Versicherten zu vermeiden, de-
ckelte der Bundesrat damals die
Ausgaben der Krankenkassen für
die Grundversicherung auf 2 Mil-
liarden Franken. Für die Restkos-
ten müssen zum einen die Heim-
bewohner selber mit maximal
21.60 Franken pro Tag, zum an-
deren die Kantone aufkommen.
Im Fall vom Kanton Luzern sind
jedoch die Gemeinden für die Fi-
nanzierung dieser Restkosten zu-
ständig.

Jahrzehntelange
Praxisaufgehoben

Die Krux: Bei der Revision wurde
nicht explizit geklärt, in welchen
Topf die Mittel und Gegenstände
gehören. Bislang wurden diese
über die Krankenkassen abge-
rechnet, der Einfachheit halber
mit einer Pauschale von 2 Fran-
ken pro Tag und Patient. Im Sep-
tember und November letzten
Jahres hat das Bundesverwal-
tungsgericht aber in zwei Kanto-
nen entschieden, dass diese Mit-
tel und Gegenstände nicht mit
einer separaten Pauschale finan-
ziert werden dürfen, wie dies
jahrzehntelang praktiziert wurde.
Es befand, dass diese bereits in
der Pflegeleistung selber integ-
riert seien und deshalb über die
Pflegefinanzierung abgegolten
werde. Die Urteile sind wegwei-
send für die ganze Schweiz und
gelten ab sofort. Seit Januar 2018
dürfen die Verbrauchsmateria-
lien nicht mehr der Krankenkas-
se verrechnet werden. Ausser-

dem stehen Rückforderungen
der Krankenkassen für die geleis-
teten Beträge von 2011 bis 2017
im Raum.

Das heisst konkret: Da die Be-
träge der Krankenkassen sowie
der Patienten begrenzt sind,
muss der Restfinanzierer, sprich
die Gemeinde, in die Bresche
springen. Der Verband Luzerner
Gemeinden will sich auf Anfrage

noch nicht zu diesem Thema äus-
sern. Aus sicherer Quelle weiss
unsere Zeitung jedoch, dass der
Verband den Gemeinden emp-
fiehlt, diese Kosten erst ab 2019
zu bezahlen. Das würde heissen,
dass die Heime auf den Kosten
sitzen bleiben würden. Für ein
mittelgrosses Heim rechnet FDP-
Kantonsrätin Helen Schurtenber-
ger (Menznau) mit 50000 Fran-

ken pro Jahr. Sie richtete sich mit
einer Anfrage an die Regierung
und wollte wissen, welche Stra-
tegie der Regierungsrat in die-
ser Angelegenheit verfolge, um
Mehrkosten für die Gemeinden
zu vermeiden. Zudem wollte sie
in Erfahrung bringen, inwiefern
sich die Regierung bei der Konfe-
renz der Sozialdirektorinnen und
Sozialdirektoren einsetze, damit

die Kantone gemeinsam eine Än-
derung beim Bundesrat beantra-
gen, sollte eine Anpassung des
KVG notwendig sein.

«BundmussBeiträgeder
Krankenkassenerhöhen»

Aus Sicht des Luzerner Regie-
rungsrates gibt es nur einen gang-
baren Weg: Nämlich den, dass
der Bund die Beteiligung der
Krankenversicherer an die Pfle-
gekosten erhöht, und zwar rück-
wirkend. «Andernfalls würden
die Krankenversicherer in der
Pflegefinanzierung entlastet, was
nicht Ziel des Gesetzes ist, bezie-
hungsweise seinerseits rechts-
widrig wäre», heisst es in der
Antwort. Momentan zahlen die
Krankenkassen jenachPflegestu-
fe zwischen 9 und 108 Franken
pro Tag und Patient. Rück- und
Nachzahlungen wären mit dieser
Lösung hinfällig. Die Überwäl-
zung der Kosten für Mittel und
Gegenstände auf die Gemeinden
können nicht rechtlich verhindert
werden, heisst es weiter. Aber:
Die Gemeinden und die Pflege-
heime vereinbaren die Höhe der
Restfinanzierung gemeinsam.

Ähnlich sieht es der Pflege-
verband Curaviva. Laut Roger
Wicki, Präsident von Curaviva
Luzern, sieht die angestrebte Lö-
sung folgendermassen aus: Kan-
tone und Versicherer definieren
eine Summe pro Kanton, welche
direkt von ihnen an die Versiche-
rer bezahlt wird. «Bei der aktuel-
len finanziellen Lage des Kan-
tons Luzern ist diese Lösung aber
eher unwahrscheinlich», sagt
Wicki. Laut ihm wäre es für die
Pflegeheime eine finanzielle
Herkules-Aufgabe, müssten die-
se die Mehrkosten vorüberge-
hend selbst berappen. «Es geht
hier um mehrere Millionen Fran-
ken, welche die Heime aufbrin-
gen müssten.»

Ausnahme bildet die Stadt
Luzern. Laut Wicki ist es momen-
tan dieeinzigeGemeinde, welche
die Finanzierung der MiGeL-Pro-
dukte per 1. Januar übernommen
hat. Für eine Stellungnahme war
gestern niemand erreichbar.

Wer in Alters- und Pflegeheimen künftig das Verbrauchsmaterial bezahlt, ist unklar. Symbolbild: Ralph Ribi/SGT

Polizeieinsatz
ist vorgeschrieben
Olympia 2026 Sollten die Olym-
pischen Winterspiele 2026 nach
Sion kommen, müssten die Kan-
tone zur Gewährleistung der Si-
cherheit Einsatzkräfte zur Verfü-
gung stellen. Dies ist Kantonsrat
Hans Stutz (Grüne, Luzern) ein
Dorn im Auge. In einem Postulat
haterverlangt,dasskeinePolizis-
ten entsandt werden. Er begrün-
det dies damit, dass grosse inter-
nationale Sportvereine wie das
InternationaleOlympischeKomi-
tee oder die Fifa praktisch keine
Steuern zahlen, mit Grossanläs-
sen stattliche Gewinne einfahren
und dabei einen Teil des Auf-
wands auf den Staat abwälzen.
Weil das Luzerner Polizeikorps
infolge der Finanzpolitik «nur
noch eingeschränkt agieren»
könne, sei eine weitere Dezimie-
rung «nicht verantwortbar».

Die Regierung beantragt, das
Postulat als teilweiseerheblichzu
erklären.Siehält fest,dassLuzern
im Falle eines interkantonalen
Polizeieinsatzes verpflichtet sei,
eine bestimmte Anzahl Einsatz-
kräfte zur Verfügung zu stellen.
Einem entsprechenden Aufgebot
werde man sich daher nicht ent-
ziehen können. Um die «eigene
vordringlicheGrundversorgung»
sicherzustellen, werde man bei
einem allfälligen Einsatz aber
«Abstriche bei der Anzahl Ein-
satzkräfte» machen. Zudem will
die Regierung keine Polizisten
gratis zur Verfügung stellen. (red)

Kantonwill Angebote imNetz besser zusammenführen
Digitalisierung Die elektronischen Dienstleistungen des Kantons sollen benutzerfreundlicher werden: Dies

fordert ein Postulat. Die Regierung sieht ebenfalls Handlungsbedarf – wohl auch, weil das Sparpotenzial davon abhängt.

Das kleine «e» vor dem jeweili-
gen Wort zeigt an, wo der Kanton
Luzern seine Dienstleistungen
und Prozesse elektronisch anbie-
tet: etwa beim «eFilling» für die
elektronische Steuererklärung
oder «eCounting» für das Aus-
zählen von Stimmzetteln via Soft-
ware, die im November ein erstes
Mal zum Einsatz kommen soll.
Unter «eBage» wiederum kön-
nen heute schon Baugesuche in
50 Gemeinden online einge-
reicht werden. Dereinst soll auch
«eVoting» kommen – papierloses
Abstimmen und Wählen. Bereits
seit 2010 verfolgt der Kanton Lu-
zern unter dem Stichwort «eGo-
vernment» eine Strategie zur Di-
gitalisierung politischer Prozesse
und Dienstleistungen. Die neu-
este Entwicklung ist eine Zügel-
App (siehe Kasten).

Bei allem digitalen Vorpre-
schen hat Kantonsrat Charly Frei-

tag (FDP, Beromünster) aller-
dings ein Problem ausgemacht:
«In allen Departementen werden
Applikationen entwickelt, aber
sie werden bisher nicht übersicht-
lich zusammengeführt.» Geht es
nach ihm und den Mitunterzeich-
nern eines entsprechenden Pos-
tulats, sollen künftig alle elektro-
nischen Dienstleistungen auf Ge-
meinde- und Kantonsebene in
einer einzigen, benutzerfreund-
lichen «Bürgerplattform» zu-
sammengefasst werden.

Die gesamte Korrespondenz
zwischen Bürgern und Verwal-
tung an einem Ort: etwa, wenn es
um Gebühren, Bussen oder Be-
willigungengeht.AuchderBezug
von Produkten wie Nummern-
schilder sowie alle Bereiche, bei
denen Meldepflicht besteht. «Ob
das elektronische Angebot dann
auch tatsächlich genutzt wird,
hängt davon ab, wie einfach es zu

findenundanzuwenden ist»,gibt
Freitag zu bedenken.

Der Regierungsrat hat das
Postulatnunfürerheblicherklärt.
Er sieht in einem erfolgreichen
eGovernment viel Sparpotenzial:
LautaktuellemAufgaben-undFi-
nanzplan sollen ab 2021 rund 1,5
Millionen Franken durch Digita-
lisierung gespart werden – bei In-
vestitionen im selben Jahr von
rund 1,2 Millionen. In seiner Ant-
wort verweist der Regierungsrat
darauf,dassbereitsvieleAnstren-
gungen indieRichtungeinerBür-
gerplattform weisen.

DernächsteSchritt:
Dieelektronische Identität

Frühestens ab 2020 soll es auch
möglich sein, personifizierte
Dienstleistungen, die eine ein-
deutige Identifizierung des Bür-
gers voraussetzen, anzubieten.
Darunter fällt auch das elektroni-

sche Abstimmen. Bedingung da-
für ist die Entwicklung einer elek-
tronischen Identität, der eID. Na-
tional- und Ständerat sollen noch
in diesem Jahr darüber befinden.
Die eID könne die Arbeit der Ver-
waltung erleichtern, so die Regie-
rung. Aber auch der Bürger profi-
tiert: «Sobald eID auch in Ban-
ken, Post, Detailhandel benutzt
werden kann, wird sie wohl stär-
ker nachgefragt werden», heisst
es weiter.

Charly Freitag ist mit der Ant-
wort der Regierung zufrieden:
«Der Regierungsrat bekennt sich
klar dazu, dass der Erfolg von
eGovernment von der Benutzer-
freundlichkeit abhängt. Diese
Einsicht hat meiner Meinung
nach bisher gefehlt», so der Kan-
tonsrat.

Urs-Ueli Schorno
ursueli.schorno@luzernerzeitung.ch

CharlyFreitag
FDP-Kantonsrat, Beromünster

«DerErfolgeiner
elektronischen
Plattformhängt
vonderBenutzer-
freundlichkeit ab.
DieseEinsichthat
bishergefehlt.»

Autofahrer
verunfallt schwer

Sursee Ein 21-jähriger Lenker
war am Sonntagabend auf der
Autobahn A2 in Sursee Richtung
Süden unterwegs. Wie die Luzer-
ner Polizei gestern mitteilte, ge-
riet das Auto um 21.30 Uhr von
der Spur ab und fuhr gegen die
Böschung. Nach rund 80 Metern
stiess das Fahrzeug gegen die
Leitplanke und überschlug sich.
Das Auto kam schliesslich auf
einem Vorplatz neben der Auto-
bahn zum Stillstand. Der Lenker
wurde erheblich verletzt und
musste hospitalisiert werden. Es
entstand Sachschaden von rund
40000 Franken. (red)

Zügeln per Knopfdruck

Der Kanton will noch in diesem
Jahr eine Zügel-App einführen:
«Der eUmzug ermöglicht eine
Umzugsmeldung ohne einen
Gang auf die Einwohnerkontrolle
der entsprechendenGemeinde»,
erklärt der zuständige Finanzdi-
rektorMarcel Schwerzmann (par-
teilos) auf Anfrage. Mit eUmzug
könnten die Einwohnerinnen und
Einwohner ihren Umzug online
melden, also eine Adressände-
rung innerhalb der gleichen Ge-
meinde oder eines Wegzugs aus
ihrer heutigen Wohngemeinde
angeben. Das Projekt liegt in der
Verantwortung der Gemeinden,
federführend ist die Stadt Luzern.
Der Kanton stellt einen Teil der
technischen Infrastruktur zur Ver-
fügung. (uus)
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Arzneiabgabe soll
geregelt werden

Medikamente Das Gesundheits-
und Sozialdepartement will mit
Heimen und Spitexorganisatio-
nen Empfehlungen für die Medi-
kamentenabgabe erarbeiten.
Dies geht aus der Antwort auf ein
entsprechendes Postulat von
FDP-Kantonsrätin Helen Schur-
tenberger (Menznau) hervor. Die
Regierung beantragt, dieses als
erheblich zu erklären.

Im Postulat fordert Schurten-
berger, dass der Kanton Empfeh-
lungen herausgibt, um die Medi-
kamentenabgabe bei der Spitex
und in Heimen effizienter zu ge-
stalten. Es bestehe eine Überre-
gulierung, die zu erheblichen
Kosten, aber nicht unbedingt zu
mehr Qualität führe. So sei es
etwa Heimen nicht erlaubt, Arz-
neimittel zu lagern.Dies führebei
Notfällen zu Problemen. (red)

Regierungwill an Steuern schrauben
Luzern Der Kanton soll mehr Geld einnehmen, fordern SP und CVP in je einem Vorstoss. Dem will die Regierung nun

nachkommen. Dabei fasst sie Vorschläge ins Auge, die in der Vergangenheit schon scharf kritisiert wurden.

Sparpakete sind mittlerweile
kaum mehr aus dem politischen
Alltag in Luzern wegzudenken.
Die Schraube wurde schon in al-
len erdenklichen Bereichen an-
gezogen. Das könnte sich ändern.
Denn die Regierung möchte nun
bei den Steuern ansetzen, um
«moderate Mehreinnahmen» zu
generieren. Dies schreibt sie in
ihrer Antwort auf zwei Motionen
von SP-Kantonsrat Jörg Meyer
(Adligenswil) und CVP-Kantons-
rat Adrian Nussbaum (Hoch-
dorf). Beide verlangen eine An-
passung des kantonalen Steuer-
gesetzes – und bei beiden
beantragt die Regierung, sie als
erheblich oder teilweise erheb-
lich zu erklären.

Dass sich die Regierung aus-
gerechnet jetzt dazu bereiter-
klärt, den Finanzhaushalt nicht
mehr nur durch Sparen, sondern
auch durch Mehreinnahmen aus
der Schieflage zu befreien,
kommt nicht von ungefähr. Denn

das kantonale Steuergesetz muss
ohnehin an das Bundesgesetz
über die Steuervorlage (SV) 17 an-
gepasst werden. Diese wird vor-
aussichtlich schon auf das Jahr
2020 hin in Kraft treten.

Anpassungenbei
allenSteuerarten

Dafür will der Regierungsrat nun
die geforderten Änderungen in
einem Gesamtpaket zusammen-
führen und gemeinsam mit der
Steuergesetzrevision 20 vorle-
gen. Konkret zieht er Anpassun-
gen bei Steuerarten in Betracht,
welche der Kanton erhebt, wie
der Gewinn-, Kapital-, Einkom-
mens- und Vermögenssteuer. Zu-
dem möchte er die Tarife und Ab-
züge überprüfen, beispielsweise
den Fahrkostenabzug, den Eigen-
betreuungsabzug oder die Höhe
der Dividendenbesteuerung.

Diese Massnahmen wurden
allerdings schon mehrfach von
den bürgerlichen Parteien kriti-

siert. Die CVP hatte sogar mit
einem Referendum gedroht, soll-
te der Eigenbetreuungsabzug ge-
strichen werden (Ausgabe vom
22. November 2017). Bringt man
also lediglich alte Vorschläge neu
aufs Tapet? «Der Regierungsrat
wird die Abzüge für die Eigenbe-
treuung und die Fahrkosten noch
einmal innerhalb des Gesamtpa-
ketes prüfen, so wie dies anläss-
lich der letzten Session diskutiert
wurde», schreibt Finanzdirektor
Marcel Schwerzmann (parteilos)
auf Anfrage. Zudem schliesst er
auch eine Steuererhöhung nicht
kategorisch aus: «Soll der allge-
meine Steuerertrag gehoben
oder gesenkt werden, ist eine An-
passung des Steuerfusses das
korrekte Instrument», so
Schwerzmann. Die Höhe der Di-
videndenbesteuerung werde
hingegen durch den National-
und Ständerat beschlossen. Wel-
ches Sparpotenzial hinter der Re-
vision des Steuergesetzes steht,

könne man noch nicht berech-
nen, da zunächst die Botschaft
des Bundes zur SV 17 publiziert
werden müsse.

Klar ist aber: Auch die Regie-
rung hält nun offenbar Mehrein-
nahmen für nötig. Das begrüssen
die beiden Motionäre. SP-Kan-
tonsrat JörgMeyer sagt:«Die letz-
ten Jahre haben gezeigt, dass es
nichtmehrheitsfähig ist, einzelne
Vorschläge zu präsentieren, um
den Finanzhaushalt zu sanieren.
Die Zeiten einer solchen Salami-
Taktik sind vorbei. Was wir brau-
chen, ist eine grundlegende Aus-
legeordnung.»DasvonderSP ins
Spiel gebrachteundnunauchvon
derRegierungerwähnteGesamt-
paket sei deshalb der richtige
Weg.Meyermöchtedarumselber
noch keine konkreten Massnah-
men vorschlagen, sondern zu-
nächst das Gespräch am runden
Tisch suchen. Dasselbe ist auch
von Adrian Nussbaum zu hören:
«Wir stehen noch am Anfang des

Prozesses. Wir dürfen nun keine
Massnahme kategorisch aus-
schliessen.»WelcheÄnderungen
die Regierung schliesslich vor-
schlägt, wird voraussichtlich im
Mai bekannt. Dann soll das Ge-
setz in die Vernehmlassung.

Zuvor wird aber noch der
Kantonsrat darüber entscheiden,
ob er die beiden Motionen über-
weist. Das dürfte an der nächsten
Session in zwei Wochen der Fall
sein. Jörg Meyer kann sich vor-
stellen, den CVP-Vorstoss zu
unterstützen. «Schliesslich ist die
Stossrichtung dieselbe: Wir for-
dern beide Massnahmen auf der
Einnahmeseite.» Ob auch die
CVP die SP-Motion unterstützen
wird, habe die Fraktion noch
nicht beschlossen, sagt Adrian
Nussbaum. «Eine Totalrevision,
wie sie Jörg Meyer vorschlägt,
geht uns aber wohl zu weit.»

Niels Jost
niels.jost@luzernerzeitung.ch

Marcel Schwerzmann
Finanzdirektor

«Soll derallgemeine
Steuerertrag
gehobenoder
gesenktwerden,
ist eineAnpassung
desSteuerfusses
daskorrekte
Instrument.»

Kanton rüffelt EmmerSchulen
Bildung Für Lehrerausfälle von bis zu einer Woche suchen Emmer Schulen keine

Stellvertretungen – weil das Geld fehlt. Das passt dem Bildungsdepartement ganz und gar nicht.

Yasmin Kunz
yasmin.kunz@luzernerzeitung.ch

Fällt ein Lehrer bis zu einer Wo-
che aus, wird an Emmer Sek-
Schulen keine Stellvertretung or-
ganisiert. Folglich entfällt der
Unterricht für Schülerinnen und
Schüler teils ganz, oder sie wer-
den von einer anderen Lehrper-
sonbeaufsichtigt.Fehlendefinan-
zielle Mittel sind der Grund für
unbesetzteStellvertretungen,wie
die Emmer Bildungsvorsteherin
Susanne Truttmann (SP) sagte.
Die Gemeinde hat 2017 das ent-
sprechende Budget von 800000
Franken auf 400000 gekürzt.
Für eine einwöchige Stellvertre-
tung mit Vollzeitpensum fallen
durchschnittlich 2000 Franken
an (Ausgabe vom 25. Januar).

Dass Kinder aufgrund des
Spardrucks Schulausfälle hinneh-
men müssen, ging SP-Kantonsrat
Urban Sager (Luzern) zu weit.
Darum reichte der Mittelschul-
lehrer bei der Regierung eine An-
frage ein. Wissen wollte er etwa,
wie die Regierung den Umstand
beurteilt, dass wegen finanzieller
Engpässe Lektionen an der
Volksschule ausfallen. Die Regie-
rung gibt nun eine klare Antwort:
Die Lernenden der Volksschule
haben ein Recht auf Unterricht
und Betreuung. «Ein solches Vor-
gehen kann nicht zulässig sein»,
schreibt der Regierungsrat und
weist überdies darauf hin, dass
solche Ausfälle zu Einbussen in
der Bildungsqualität führen kön-
nen. «Der Lehrplan verlangt,
dass für das Erreichen der gefor-
derten Kompetenzen für die ein-
zelnen Themen genügend Zeit
eingesetzt wird.» Zeit sei aller-
dings nur ein Faktor, der die Bil-
dungsqualität beeinflusse.

«Schulaufsichtmüsste
besserBescheidwissen»

Urban Sager ist mit den Antwor-
ten nur teilweise zufrieden. «Ich
finde es ungenügend, dass die
Regierung nicht weiss, ob weite-
re Gemeinden Stellvertretungen

streichen.» Dem pflichtet auch
Kantonsrätin Monique Frey (Grü-
ne) bei, die eine ähnliche Anfra-
ge eingereicht hat. «Die Regie-
rung hätte genug Zeit gehabt,
dies abzuklären, und generell
müsste die Schulaufsicht darüber
Bescheid wissen», hält die Em-
merin fest. Grundsätzlich werden
Schulen imKantonvonderSchul-
aufsichtsbehörde kontrolliert.
«Offensichtlich geschehen diese
Kontrollen aber nicht systema-
tisch», sagt Sager.

Hat der Kanton im Fall Em-
men als Kontrollorgan gar ver-
sagt? Charles Vincent, Leiter der
Dienststelle Volksschulbildung,
sagt: «Die Schulaufsicht hat die

Aufgabe, die Einhaltung der kan-
tonalen Vorgaben zu prüfen. Die
Kontrolle des Tagesgeschäfts –
wozu auch Stellvertretungen ge-
hören – ist nicht möglich und
auch nicht sinnvoll.» Vincent ver-
traut darauf, dass die Schulleitun-
gen und die kommunalen Schul-
behörden sich an die Vorgaben
halten und ab sofort wieder Stell-
vertretungen einsetzen.

Für Urban Sager und Mo-
nique Frey ist diese Antwort un-
befriedigend: «Die kantonale
Schulaufsicht muss genauer hin-
schauen und bei Fehlverhalten
einschreiten», sagt Sager. Zudem
nimmt er auch die Gemeinden in
die Pflicht: «Wenn diese einfach

kantonale und bundesrechtliche
Bestimmungen übergehen, um
Geld zu sparen, zeugt das nicht
gerade von einer umsichtigen
Politik.» Frey weist indes auch
auf die Verantwortung der Regie-
rung hin: «Sie muss aktiv werden
und die Gemeinde Emmen ver-
pflichten, die Gesetze einzuhal-
ten.» Für Frey ist klar: In diesem
Fall hat die Schulaufsichtsbehör-
de versagt. «Der Misserfolg ist
aber eher auf den gesamten Ap-
parat zurückzuführen, der durch
die Sparmassnahmen immer
schlanker wird.»

Susanne Truttmann, Bil-
dungsvorsteherin der Gemeinde
Emmen und SP-Kantonsrätin, ist

froh «über die Klarheit, welche
mitdenAntwortenderRegierung
nun herrscht». Die Finanzpoliti-
ker würden akzeptieren müssen,
«dass Stellvertretungen und die
daraus resultierenden Kosten
nicht verhandelbar und auch
nicht finanzpolitisch beeinfluss-
bar sind», sagt sie. Bis dato ist
man in Emmen davon ausgegan-
gen, dass es sich bei den Ausga-
ben für Stellvertretungen um
nicht gebundene Mittel handelt.
«Die Volksschule Emmen wird
nun wieder zur ‹alten› Regelung
zurückkehren.» Nun werden also
Stellvertretungen wieder einge-
setzt, wo diese nötig sind und wo
sich Stellvertreter finden lassen.
Da die Gemeinde Emmen im
budgetlosen Zustand ist, steht al-
lerdings noch nicht fest, wie viel
Geld künftig für Stellvertretun-
gen veranschlagt wird.

Elternkönnen
Anzeigeeinreichen

Eltern haben bei fehlenden Stell-
vertretungen die Möglichkeit, bei
der Schulaufsicht der Dienststel-
le Volksschulbildung eine auf-
sichtsrechtliche Anzeige einzu-
reichen. Bis dato sind keine Be-
schwerden eingegangen. Werden
Gesetze nicht eingehalten, hat
das in der Regel Sanktionen zur
Folge. Solche könnte hierbei nur
das zuständige Bildungs- und
Kulturdepartement aussprechen.
Dieses hat die Aufsichtspflicht
und ist gemäss Volksschulbil-
dungsgesetz gegenüber den zu-
ständigen Organen der Gemein-
den verfügungsberechtigt. Reto
Wyss (CVP), Vorsteher des
Bildungs- und Kulturdeparte-
ments, hätte also die Möglich-
keit, Stellvertretungen anzuord-
nen. Ausserdem kann der Regie-
rungsrat den Gemeinden die
Organisationsautonomie im
Volksschulbereich entziehen. Ein
solches Szenario sei allerdings
noch nie eingetroffen, heisst es
aus dem Departement. Und man
habe auch nicht vor, die Gemein-
de Emmen nun zu sanktionieren.

Emmer Schulenmüssen wieder Stellvertretungen einsetzen. Symbolbild: Gaetan Bally/Keystone

Fördergelder
für Forschung

Luzern Die Universitäten Lu-
zern, Leipzig und Göttingen er-
halten von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft und vom
Schweizerischen Nationalfonds
Fördergelder in der Höhe von ins-
gesamt 1,4 Millionen Franken. Im
Verbundprojekt wird das Integra-
tions- und Konfliktpotenzial reli-
giöser Gemeinschaften in
Deutschland und in der Schweiz
untersucht. Die Professoren der
Universität Luzern, Antonius
Liedhegener und Martin Bau-
mann, erhalten für ihren Teil des
Projekts 429 000 respektive
194 000 Franken. (red)

Polizeipatrouille
schnappt Dieb

Sempach Die Luzerner Polizei
konnte am Samstag, kurz vor Mit-
ternacht, einenDieb festnehmen.
Im Auto des 40-jährigen Ungarn,
der in der Schweiz wohnt, befand
sich Diebesgut, das von der Ent-
sorgungsstellederStadtSempach
stammte. (red)


